
ALLGEMEINE GESCHÄFTSBEDINGUNGEN der Holzbau Oberleitner GmbH 

 

1. ALLGEMEINES: 
 

1.1. Gültigkeit und Vertragsgrundlagen: 
Unsere Lieferungen und Leistungen erfolgen, soweit nicht ausdrücklich etwas anderes vereinbart wird, ausschließlich 
aufgrund unserer Allgemeinen Geschäftsbedingungen. Geschäfts- und Lieferbedingungen von Auftraggebern sind 
nur wirksam, wenn dies ausschließlich schriftlich vereinbart wurde.  
 

Vertragsgrundlage sind in nachstehender Rangordnung: 
- der Bau- bzw. Werkvertrag 
- die Allgemeinen Geschäftsbedingungen 
- die Ö-Norm B2110 „Allgemeine Vertragsbedingungen für Bauleistungen“ 
- alle einschlägigen technischen Ö-Normen sowie der Stand der Technik. 

 

Maßgeblich ist jeweils die zum Zeitpunkt des Vertragsabschlusses geltende Fassung. 
 

1.2. Ausführungsunterlagen/Genehmigungen: 
Alle erforderlichen Ausführungspläne und sonstige Ausführungsunterlagen sind vom Auftraggeber auf eigene Kosten 
rechtzeitig zur Verfügung zu stellen. Ebenso sind sämtliche erforderlichen behördlichen Genehmigungen vom Auf-
traggeber auf eigene Kosten zu erwirken. Leistungen, die im angebotenen Leistungsumfang nicht enthalten, zur 
Erfüllung behördlicher Auflagen jedoch erforderlich sind, sind gesondert zu vergüten und gelten als beauftragt, so-
ferne wir uns zur Leistungserbringung bereit erklären. Unsere Leistungspflicht beginnt frühestens ab Vorliegen sämtli-
cher behördlicher Genehmigungen.  
 

1.3. Bauausführung: 
Das Baugrundrisiko trägt der Auftraggeber. 
 

Der Auftragnehmer erhebt unterirdische Einbauten nur hinsichtlich öffentlicher Ver- und Entsorgungsleitungen. Private 
unterirdische Einbauten sind dem Auftragnehmer vor Arbeitsbeginn schriftlich bekanntzugeben. Erfolgt dies nicht, 
kann der Auftragnehmer davon ausgehen, daß keine privaten Einbauten vorhanden sind. Mangels Bekanntgabe 
allfälliger privater Einbauten ist eine Haftung des Auftragnehmers im Schadensfalle ausgeschlossen.  
 

Notwendige Vorkehrungen zur Vermeidung von Gefährdungen und Beeinträchtigungen dritter Personen oder ande-
rer Gewerke sind, soferne dies nicht im Leistungsumfang enthalten ist, gesondert zu vergüten.  
 

Die Auftragserteilung erfolgte unter der Annahme, daß eine ungehinderte Zufahrtsmöglichkeit gegeben und eine 
durchgehende Leistungserbringung möglich ist, also keine Bauverbotszeiten bestehen. Allfällige Erschwernisse wegen 
Behinderungen in der Zufahrt sind gesondert zu vergüten. Behinderungen in der Bauausführung wegen Bauverbots-
zeiten, Schlechtwettertagen oder ähnlichem verlängern die vereinbarte Leistungsfrist.  
 

1.4. Leistungsumfang: 
Der von uns geschuldete Leistungsumfang bestimmt sich ausschließlich nach dem Vertrag und dem zugrunde geleg-
ten Leistungsverzeichnis. Die von uns geschuldeten Leistungen beschränken sich zudem ausdrücklich auf das Bau-
grundstück. Leistungen außerhalb des Baugrundstückes, wie etwa Grabungsarbeiten und Verlegung von Leitungen 
zum Zwecke des Anschlusses an die öffentlichen Ver- und Entsorgungsleitungen, sind ebenso gesondert zu vergüten 
wie Leistungen, die zur Erfüllung behördlicher Auflagen sowie zur Ausführung des Werkes überhaupt notwendig sind. 
 

Zusatzaufträge sind ebenso gesondert zu vergüten wie Arbeitserschwernisse und Erhöhungen des Leistungsumfanges 
infolge vom Auftraggeber beauftragter Planänderungen. 
 

1.5. Materialien/Lieferanten: 
Die im Angebot oder Leistungsverzeichnis genannten Materialien und Produkte, Lieferfirmen sowie Subunternehmer 
sind für den Auftragnehmer nicht bindend. Wir sind berechtigt, namentlich angeführte Produkte durch gleichwertige 
andere Produkte zu ersetzen sowie unter allen möglichen Lieferanten und Subunternehmern frei auszuwählen. Der 
Auftraggeber hat Anspruch auf eine den einschlägigen Ö-Normen und dem Stand der Technik entsprechende Aus-
führung, nicht jedoch auf Verwendung bestimmter Produkte.  
 

2. Ö-NORM B 2110: 
Die beiderseitigen Rechte und Pflichten von Auftraggeber und Auftragnehmer bestimmen sich in erster Linie nach 
dem Vertrag. Soferne dieser keine Regelungen enthält, gelten ausdrücklich die Bestimmungen der Ö-Norm B 2110 
„Allgemeine Vertragsbedingungen für Bauleistungen“ als vereinbart.  
 

3. VERGÜTUNG: 
 

3.1. Abrechnung: 
Die Abrechnung erfolgt mangels anderslautender Vereinbarung ausschließlich nach Aufmaß, Massenermittlung und 
Einheitspreisen laut dem dem Vertrag zugrunde liegenden Leistungs-verzeichnis. Die Maß- bzw. Massenangaben im 
Leistungsverzeichnis sind unverbindlich. Maßgebend sind ausschließlich die tatsächlich zur Ausführung gelangten 
Maße bzw. Massen. 
 

Im Falle einer Pauschalpreisvereinbarung gilt der Pauschalpreis nur für den geschuldeten Leistungsumfang. Leis-
tungsänderungen, Zusatzleistungen und Arbeitserschwernisse, die nicht der Risikosphäre des Auftragnehmers zuzu-
ordnen sind, sondern etwa auf Planänderungen zurückzuführen sind, sind gesondert zu vergüten.  



 

Die angebotenen Preise gelten für die vereinbarte Dauer der Leistungserbringung als unveränderlich. Wird die Dauer 
der Leistungserbringung aus Gründen verlängert, die der Sphäre des Auftraggebers zuzuordnen sind, ist der Auftrag-
nehmer berechtigt, Preissteigerungen weiterzuverrechnen. Die Preisumrechnung erfolgt nach der Ö-Norm B 2111. 
 

3.2. Leistungsänderungen: 
Für Zusatzleistungen, die vom Auftraggeber oder dessen Vertreter angeordnet wurden, die auf Planänderungen 
zurückzuführen sind bzw. welche außerhalb des Baugrundstückes zu erbringen sind (Anschluß an Ver- und Entsor-
gungsleitungen außerhalb des Baugrundstückes), besteht auch ohne Anzeige der zusätzlichen Kosten Anspruch auf 
angemessenes Entgelt. Ebenso bewirken derartige Zusatzleistungen eine angemessene Verlängerung der Bauzeit. 
 

Notwendige Zusatzleistungen, die abweichend vom Vertrag ausgeführt werden, weil sie zur Vertragserfüllung oder 
zur Erfüllung behördlicher Auflagen notwendig waren, sind zusätzlich zu vergüten.  
 

4. RECHNUNGSLEGUNG/ZAHLUNG: 
 

4.1.  
Soferne im Vertrag keine andere Vereinbarung getroffen wurde, ist der Auftragnehmer berechtigt, Teilrechnungen 
entsprechend den erbrachten Leistungen zu stellen. Regierechnungen können monatlich gestellt werden.  
 

Die Zahlungsfrist für die Begleichung sämtlicher Rechnungen (Teilrechnungen, Abschlagsrechnungen, Schlußrech-
nung) beträgt 30 Tage ab Rechnungseingang beim Auftraggeber oder dessen Vertreter.  
 

4.2.  
Ist ein Skonto vereinbart und sind die Voraussetzungen zum Skontoabzug gegeben, ist der Auftraggeber berechtigt, 
das Skonto von der Schlußrechnung bei der Schlußzahlung abzuziehen. Die Voraussetzungen zur Geltendmachung 
des Skontoabzuges sind nur gegeben, wenn sämtliche Zahlungen innerhalb der vierzehntägigen Skontofrist geleistet 
wurden. Ein Skontoabzug auf Teil- bzw. Abschlagsrechnungen ist unzulässig. Eine Zahlung ist dann fristgerecht geleis-
tet, wenn der Zahlungsbetrag innerhalb der Skontofrist in der Verfügungsgewalt des Auftragnehmers steht, also bei 
Banküberweisung dem Konto des Auftragnehmers gutgeschrieben ist.  
 

4.3. 
Für den Fall des Zahlungsverzuges werden Verzugszinsen in Höhe von 8 % über dem Basiszinssatz der Österreichischen 
Nationalbank vereinbart.  
 

5. AUSFÜHRUNGSUNTERLAGEN/ANSCHLÜSSE: 
Die für die Ausführung erforderlichen Unterlagen (Pläne, Bescheide, Genehmigungen etc.) sind vom Auftraggeber so 
rechtzeitig zu beschaffen und dem Auftragnehmer zu übergeben, daß ausreichend Zeit für eine ordnungsgemäße 
Arbeitsvorbereitung und Prüfung bleibt. Mindestens sind diese Unterlagen zwei Wochen vor Baubeginn auszuhändi-
gen.  
 

Sind Ausführungsunterlagen vom Auftragnehmer beizustellen, sind diese nach der HOB (Honorarordnung der Bau-
meister) vom Auftraggeber zu vergüten, soferne es sich um keine Nebenleistung nach den einschlägigen Ö-Normen 
handelt, es hiefür keine eigenen Leistungspositionen gibt oder eine andere Regelung laut Vertrag getroffen wurde.  
 

Der Auftragnehmer hat den erforderlichen Wasser- und Stromanschluß kostenlos auf der Baustelle zur Verfügung zu 
stellen. Die Zählerkosten und Kosten des Verbrauches trägt der Auftraggeber. Arbeits- und Manipulations- sowie 
Lagerplätze sind dem Auftraggeber ebenfalls kostenlos zur Verfügung zu stellen.  
 

6. GEWÄHRLEISTUNG: 
Es gelten die Bestimmungen der Ö-Norm B 2110, subsidiär die Bestimmungen des ABGB. Die Gewährleistungsfrist 
beträgt drei Jahre ab Übergabe.  
 

Soferne keine förmliche Übergabe vereinbart wurde, gilt das Werk auf jeden Fall mit dem Beginn der Verwendung 
durch den Auftraggeber als übergeben.  
 

Der Auftragnehmer kann sich von der Pflicht zur Gewährung einer Preisminderung jedenfalls dadurch befreien, daß 
er in angemessener Frist die Verbesserung bewirkt oder das Fehlende nachträgt.  
 

7. SONSTIGES: 
Gerichtsstand ist Kitzbühel. Dies gilt bei Klagen gegen Verbraucher im Sinne des Konsumentenschutzgesetzes nur 
dann, wenn der Auftraggeber zum Zeitpunkt des Vertragsabschlusses seinen Wohnsitz, gewöhnlichen Aufenthaltsort 
oder Beschäftigungsort im Sprengel des Bezirksgerichtes Kitzbühel hat.  
 

Es gilt österreichisches Recht als vereinbart.  

 
Zur Kenntnis genommen am ………………  ____________________________ 
         Auftraggeber 


